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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur 22. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport 

lade ich ein für 

 

Mittwoch, 5. Juni 2019, 17:00 Uhr, 

Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel. 

 

Tagesordnung: 

 

1. Maßnahmen gegen Genitalverstümmelung  

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 8. April 2019  

Bericht des Magistrats  

- 101.18.1234 -  

 

2. Durchführung der Deutschen Leichtathletik Meisterschaften 2021 in Kassel 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

- 101.18.1309 -  

(gleichzeitig im Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen) 

 

3. Pflegefachkräfte 

Gemeinsame Anfrage der Fraktionen SPD und B90/Grüne und des 

Stadtverordneten Andreas Ernst 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Dorothee Köpp 

- 101.18.1300 -  
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Einladung zur 22. Sitzung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport am 5. Juni 2019 

 

2 von 2 4. Situation der Pflegeheime in der Stadt Kassel 

Gemeinsame Anfrage der Fraktionen SPD und B90/Grüne und des 

Stadtverordneten Andreas Ernst 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Dorothee Köpp 

- 101.18.1301 -  

 

5. Teilhabechancengesetz / Programm zum sozialen Arbeitsmarkt 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und des 

Stadtverordneten Andreas Ernst 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Johannes Gerken 

- 101.18.1302 -  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

gez. Norbert Sprafke 

Vorsitzender 

 

 



Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
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1 von 6 
Niederschrift 

über die 22. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport 

am Mittwoch, 5. Juni 2019, 17:00 Uhr 

im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Norbert Sprafke, Vorsitzender, SPD 

Dorothee Köpp, 1. stellvertretende Vorsitzende, B90/Grüne 

Marcus Leitschuh, 2. stellvertretender Vorsitzender, CDU 

Anke Bergmann, Mitglied, SPD (Vertretung für Johannes Gerken) 

Heidemarie Reimann, Mitglied, SPD 

Sabine Wurst, Mitglied, SPD 

Holger Römer, Mitglied, CDU 

Jutta Schwalm, Mitglied, CDU 

Dr. Andreas Jürgens, Mitglied, B90/Grüne (Vertretung für Jürgen Blutte) 

Thomas Materner, Mitglied, AfD 

Gerhard Schenk, Mitglied, AfD 

Vera Katrin Kaufmann, Mitglied, Kasseler Linke 

Thorsten Burmeister, Mitglied, FDP (Vertretung für Vera Gleuel) 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Chuks-Lewis Samuel-Ehiwario, Vertreter des Ausländerbeirates 

Helga Engelke, Vertreterin des Seniorenbeirates, Freie Wähler 

 

Magistrat 

Susanne Völker, Stadträtin, parteilos (Vertretung für Ilona Friedrich) 

 

Schriftführung 

Sabine John, Hauptamt - Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

Entschuldigt: 

Helmut Ernst, Vertreter des Behindertenbeirates 

Cenk Yildiz, Schriftführer 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Ute Pähns, Sozialamt 

Judith Osterbrink, Jugendamt 

Dr. Katharina Müller, Gesundheitsamt Region Kassel 

Dr. Ute Giebhardt, Frauenbüro 

Stefanie Burmester, 1. Mädchenhaus Kassel 
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Tagesordnung: 

 

1. Maßnahmen gegen Genitalverstümmelung                                      101.18.1234 

2. Durchführung der Deutschen Leichtathletik Meisterschaften 

2021 in Kassel 

101.18.1309 

3. Pflegefachkräfte 101.18.1300 

4. Situation der Pflegeheime in der Stadt Kassel 101.18.1301 

5. Teilhabechancengesetz / Programm zum sozialen 

Arbeitsmarkt 

101.18.1302 

 

 

Vorsitzender Sprafke eröffnet die mit der Einladung vom 28. Mai 2019 

ordnungsgemäß einberufene 22. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Soziales, 

Gesundheit und Sport, begrüßt die Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit und 

die Tagesordnung fest. 

 

 

1. Maßnahmen gegen Genitalverstümmelung 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 8. April 2019 

Bericht des Magistrats 

- 101.18.1234 - 

 

Beschluss 

 

Der Magistrat wird gebeten, über die Maßnahmen, die in der Stadt Kassel gegen 

die Genitalverstümmelung an Mädchen und Frauen ergriffen werden sowie 

Prävention und Information, im Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 

zu berichten. Dazu sollen Vertreter/innen des Jugendamtes, Gesundheitsamtes 

und die Frauenbeauftragte eingeladen werden. Darüber hinaus soll auch die 

externe Institution 1. Mädchenhaus Kassel 1992 e.V. eingeladen werden. 

 

Stadträtin Völker gibt einen kurzen Überblick zum Thema und bittet Dr. Katharina 

Müller, Gesundheitsamt Region Kassel, um ihren Bericht. Im Anschluss gibt es 

weitere Vorträge von Dr. Ute Giebhardt, Frauenbüro, Judith Osterbrink, 

Jugendamt, und Stefanie Burmester, 1. Mädchenhaus Kassel. Abschließend werden 

die Fragen der Ausschussmitglieder beantwortet. 

 

Der Bericht des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 
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Vorlage des Magistrats 

- 101.18.1309 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadt Kassel bewirbt sich als Austragungsort für die Deutschen 

Leichtathletik Meisterschaften (DLM) im Jahr 2021, um diese im Kasseler 

Auestadion durchzuführen. Die notwendigen Haushaltsmittel sind im  

Haushalt 2021 zu veranschlagen.“ 

 

Stadträtin Völker begründet die Vorlage des Magistrats und beantwortet die 

Fragen der Ausschussmitglieder. 

 

Stadtverordneter Römer, CDU-Fraktion, begrüßt den Wunsch auf Durchführung 

der Deutschen Leichtathletik Meisterschaften 2021 in Kassel. Er erklärt in diesem 

Zusammenhang zu Protokoll, dass er die Erhebung von Gebühren aufgrund der 

Gebührenordnung für die Überlassung von städtischen Räumlichkeiten für 

Großveranstaltungen, die anders gehandhabt wird als z. B. für kleinere 

überregionale Sportveranstaltungen, kritisch sieht.  

 

Der Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: Kasseler Linke 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Durchführung der Deutschen Leichtathletik 

Meisterschaften 2021 in Kassel, 101.18.1309, wird zugestimmt. 

 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Reimann 
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Gemeinsame Anfrage der Fraktionen SPD und B90/Grüne und des 

Stadtverordneten Andreas Ernst 

- 101.18.1300 - 

 

Gemeinsame Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Der aktuelle Mangel an Pflegefachkräften ist ebenso bekannt wie der 

zukünftig verstärkt zu erwartende. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat 

in eigener Zuständigkeit oder im Zusammenwirken mit anderen Institutionen 

Maßnahmen dagegen zu ergreifen? 

2. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat im Bereich der Qualifizierung von 

arbeitsuchenden Menschen (SGB II, SGB III) speziell für Pflegeberufe? 

 

Stadträtin Völker beantwortet die Anfrage und die sich anschließenden Fragen der 

Ausschussmitglieder. 

 

Nach Beantwortung durch Stadträtin Völker erklärt Vorsitzender Sprafke die 

gemeinsame Anfrage der Fraktionen SPD und B90/Grüne und des 

Stadtverordneten Andreas Ernst für erledigt. 

 

 

4. Situation der Pflegeheime in der Stadt Kassel 

Gemeinsame Anfrage der Fraktionen SPD und B90/Grüne und des 

Stadtverordneten Andreas Ernst 

- 101.18.1301 - 

 

Gemeinsame Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie kommt es zu dieser Verringerung? Ist darin ein sich fortsetzender Trend 

zu sehen? 

2. Ist dadurch eine bedarfsgerechte Versorgung mit Pflegeheimplätzen in der 

Stadt noch gewährleistet? Falls nein, ergreift der Magistrat Maßnahmen 

dagegen? Welche? 

3. Werden in den kommenden Jahren Engpässe im Bereich der stationären 

Pflegeheimplätze zu erwarten sein? Welche planerischen und praktischen 

Maßnahmen ergreift der Magistrat ggf. dagegen? 

4. Gibt es bei der Stadt eine zentrale Anlaufstelle für Personen, die 

Pflegeheimplätze suchen? 

 

Stadträtin Völker beantwortet die Anfrage. 
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Nach Beantwortung durch Stadträtin Völker erklärt Vorsitzender Sprafke die 

gemeinsame Anfrage der Fraktionen SPD und B90/Grüne und des 

Stadtverordneten Andreas Ernst für erledigt. 

 

 

5. Teilhabechancengesetz / Programm zum sozialen Arbeitsmarkt 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und des 

Stadtverordneten Andreas Ernst 

- 101.18.1302 - 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Zum 1. Januar 2019 trat das sog. Teilhabechancengesetz in Kraft. Bedeutender 

Eckpfeiler des Gesetzes ist die Schaffung eines sozialen Arbeitsmarktes als 

Unterstützung zur Wiedereingliederung Langzeitarbeitsloser in den 

Arbeitsmarkt.  
 

Wir bitten den Magistrat, unter Beteiligung des Jobcenters Stadt Kassel in einer 

der nächsten Sitzungen des Sozialausschusses über die Eckpfeiler des 

Programms und darüber zu berichten, wie das Gesetz in Kassel zur Anwendung 

kommt. Insbesondere ist hierbei auf folgende Fragestellungen einzugehen: 

 

1. Wer ist berechtigt, an dem Programm zu partizipieren? (Wie viele potenzielle 

Personen betrifft dies in Kassel?) 

2. Wie erfolgt die konkrete Umsetzung des Programms im Jobcenter Kassel?  

3. Welche Anforderungen werden an die teilnehmenden Arbeitnehmer*innen 

gestellt? 

4. Wie wird auf Seiten der Arbeitgeber für das Programm geworben? 

5. Wie viele Arbeitsverträge konnten bisher bereits im Rahmen des Programms 

geschlossen werden? 

6. Beabsichtigen die Stadt Kassel und/oder die städtischen Gesellschaften 

geförderte Arbeitsplätze im Rahmen des Programms zu schaffen? (Wenn ja, 

wo und in welchem Umfang? / Wenn nein, warum nicht?) 

7. Gibt es im Rahmen des Programms in Kassel besondere Aktivitäten für die 

Wiedereingliederung von Frauen? 

8. Wie bewertet der Magistrat insgesamt das Programm und seine 

Erfolgsaussichten in Bezug auf die Wiedereingliederung von 

Langzeitarbeitslosen? 

 

Stadtverordnete Wurst, SPD-Fraktion, begründet den gemeinsamen 

Berichtsantrag. 

 



 

Niederschrift über die 22. Sitzung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport  

vom 5. Juni 2019 

 

6 von 6  

Der Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem gemeinsamen Berichtsantrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und des 

Stadtverordneten Andreas Ernst betr. Teilhabechancengesetz / Programm zum 

sozialen Arbeitsmarkt, 101.18.1302, wird zugestimmt. 

 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Römer 

 

 

 

Ende der Sitzung: 18:15 Uhr 

 

 

 

 

Norbert Sprafke Sabine John 

Vorsitzender Schriftführerin 
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Beschluss 

der Stadtverordnetenversammlung 

 

 

 

Maßnahmen gegen Genitalverstümmelung 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und B90/Grüne und des 

Stadtverordneten Andreas Ernst 

- 101.18.1234 - 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, über die Maßnahmen, die in der Stadt Kassel gegen 

die Genitalverstümmelung an Mädchen und Frauen ergriffen werden sowie 

Prävention und Information, im Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 

zu berichten. Dazu sollen Vertreter/innen des Jugendamtes, Gesundheitsamtes 

und die Frauenbeauftragte eingeladen werden. Darüber hinaus soll auch die 

externe Institution 1. Mädchenhaus Kassel 1992 e.V. eingeladen werden. 

 

Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne und des 

Stadtverordneten Ernst betr. Maßnahmen gegen Genitalverstümmelung, 

101.18.1234, wird zugestimmt. 

 

 

 

 

 

Volker Zeidler Nicole Eglin 

Stadtverordnetenvorsteher Schriftführerin 









Magistrat 
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Vorlage Nr. 101.18.1309 

 

Durchführung der Deutschen Leichtathletik Meisterschaften 2021 in Kassel 

 

 

Berichterstatter/-in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadt Kassel bewirbt sich als Austragungsort für die Deutschen 

Leichtathletik Meisterschaften (DLM) im Jahr 2021, um diese im Kasseler 

Auestadion durchzuführen. Die notwendigen Haushaltsmittel sind im  

Haushalt 2021 zu veranschlagen.“ 

 

Begründung: 

 

Der Deutsche Leichtathletik-Verband (DLV) hat bei der Stadt Kassel angefragt, ob 

die Deutschen Leichtathletik Meisterschaften (DLM) im Jahr 2021 nach der 

erfolgreichen Durchführung in den Jahren 2011 und 2016 wieder in Kassel 

stattfinden können. 

 

Kassel ist eine von sechs deutschen Städten, die eine solche Meisterschaft 

aufgrund der erforderlichen Infrastruktur durchführen kann. Das Auestadion 

wurde vor einigen Jahren mit großer Unterstützung des Landes Hessen saniert und 

modernisiert, um auch nationale Sportereignisse dieser Größenordnung 

durchführen zu können.  

 

Aufgrund der Erfahrungen aus den Vorjahren geht die Stadt Kassel davon aus, dass 

sich die Kosten für die Durchführung der DLM 2021 auf ca. 225.000 € belaufen 

werden. Hiervon sind 125.000 € an den DLV für die Ausrichtung zu zahlen. Weitere 

20.000 € sind für die Anschaffung von neuen, vom DLV geforderten Sportgeräten 

vorgesehen, die später nachhaltig weiter genutzt werden können. Die 

verbleibenden 80.000 € entstehen u. a. für den Aufbau und die Nutzung der 

Videowand, der Zeitmessanlage und der HotSpot-Anlage sowie für die Betreuung 

durch Fachfirmen an den Veranstaltungstagen und die Anmietung von 

Gabelstaplern, Elektrocars, Absperrgittern, Kabeltraversen, etc. 

 

Für die teilweise Deckung der entstehenden Kosten wird die Stadt Kassel beim 

Land Hessen eine Zuwendung in Höhe von 125.000 € beantragen. Dieser Betrag 

wurde der Stadt Kassel auch für die Organisation und Durchführung der DLM 2016 

für seitens des DLV in Rechnung gestellte Kosten bereitgestellt. Somit muss die 

Stadt Kassel voraussichtlich Eigenmittel in Höhe von 100.000 € bereitstellen. 
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Aufgrund der positiven Erfahrungen aus den Jahren 2011 und 2016, als das 

Auestadion an beiden Veranstaltungstagen nahezu ausverkauft war und sich die 

Sportstadt Kassel in den Medien bester Werbung erfreute, empfehlen wir, die  

DLM 2021 in Kassel zu realisieren. 

 

Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung am 8. April 2019 beschlossen. 

 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 



  
 

Stadtverordneter Andreas Ernst 
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Vorlage Nr. 101.18.1300 

 

 

Pflegefachkräfte 

 

 

Gemeinsame Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Der aktuelle Mangel an Pflegefachkräften ist ebenso bekannt wie der 

zukünftig verstärkt zu erwartende. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat 

in eigener Zuständigkeit oder im Zusammenwirken mit anderen Institutionen 

Maßnahmen dagegen zu ergreifen? 

2. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat im Bereich der Qualifizierung von 

arbeitsuchenden Menschen (SGB II, SGB III) speziell für Pflegeberufe? 

 

Um schriftliche Antwort wird gebeten. 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordnete Dorothee Köpp 

 

 

Patrick Hartmann Boris Mijatovic 

Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne 

 

 

Andreas Ernst  

Stadtverordneter  









  
 

Stadtverordneter Andreas Ernst 
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Vorlage Nr. 101.18.1301 

 

 

Situation der Pflegeheime in der Stadt Kassel 

 

 

Gemeinsame Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 

 

Nach einem HNA-Bericht vom 4.3.2019 hat sich die Zahl der (stationären) Plätze in 

Pflegeheimen in der Stadt Kassel um 155 Plätze auf nunmehr 1.892 verringert. 
 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie kommt es zu dieser Verringerung? Ist darin ein sich fortsetzender Trend 

zu sehen? 

2. Ist dadurch eine bedarfsgerechte Versorgung mit Pflegeheimplätzen in der 

Stadt noch gewährleistet? Falls nein, ergreift der Magistrat Maßnahmen 

dagegen? Welche? 

3. Werden in den kommenden Jahren Engpässe im Bereich der stationären 

Pflegeheimplätze zu erwarten sein? Welche planerischen und praktischen 

Maßnahmen ergreift der Magistrat ggf. dagegen? 

4. Gibt es bei der Stadt eine zentrale Anlaufstelle für Personen, die 

Pflegeheimplätze suchen? 

 

Um schriftliche Antwort wird gebeten. 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordnete Dorothee Köpp 

 

 

Patrick Hartmann Boris Mijatovic 

Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne 

 

 

Andreas Ernst  

Stadtverordneter  







  
 

Stadtverordneter Andreas Ernst 
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Vorlage Nr. 101.18.1302 

 

 

Teilhabechancengesetz / Programm zum sozialen Arbeitsmarkt 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Zum 1. Januar 2019 trat das sog. Teilhabechancengesetz in Kraft. Bedeutender 

Eckpfeiler des Gesetzes ist die Schaffung eines sozialen Arbeitsmarktes als 

Unterstützung zur Wiedereingliederung Langzeitarbeitsloser in den 

Arbeitsmarkt.  
 

Wir bitten den Magistrat, unter Beteiligung des Jobcenters Stadt Kassel in einer 

der nächsten Sitzungen des Sozialausschusses über die Eckpfeiler des 

Programms und darüber zu berichten, wie das Gesetz in Kassel zur Anwendung 

kommt. Insbesondere ist hierbei auf folgende Fragestellungen einzugehen: 

 

1. Wer ist berechtigt, an dem Programm zu partizipieren? (Wie viele potenzielle 

Personen betrifft dies in Kassel?) 

2. Wie erfolgt die konkrete Umsetzung des Programms im Jobcenter Kassel?  

3. Welche Anforderungen werden an die teilnehmenden Arbeitnehmer*innen 

gestellt? 

4. Wie wird auf Seiten der Arbeitgeber für das Programm geworben? 

5. Wie viele Arbeitsverträge konnten bisher bereits im Rahmen des Programms 

geschlossen werden? 

6. Beabsichtigen die Stadt Kassel und/oder die städtischen Gesellschaften 

geförderte Arbeitsplätze im Rahmen des Programms zu schaffen? (Wenn ja, 

wo und in welchem Umfang? / Wenn nein, warum nicht?) 

7. Gibt es im Rahmen des Programms in Kassel besondere Aktivitäten für die 

Wiedereingliederung von Frauen? 
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2 von 2 8. Wie bewertet der Magistrat insgesamt das Programm und seine 

Erfolgsaussichten in Bezug auf die Wiedereingliederung von 

Langzeitarbeitslosen? 

 

 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Johannes Gerken 

 

 

 

 

 

Patrick Hartmann Boris Mijatovic 

Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne 

 

 

 

 

 

Andreas Ernst  

Stadtverordneter  


	Dokumente
	Einladung 05.06.2019 Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport  (exportiert: 28.05.2019)
	Öffentliche Niederschrift 05.06.2019 Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport  (exportiert: 14.06.2019)

	Tagesordnungspunkte
	I. Tagesordnung
	1. Maßnahmen gegen Genitalverstümmelung 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 8. April 2019
Bericht des Magistrats 
- 101.18.1234 -
	Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 8. April 2019 (exportiert: 28.05.2019)
	101.18.1234 Bericht Genitalverstümmelung (exportiert: 13.06.2019)

	2. Durchführung der Deutschen Leichtathletik Meisterschaften 2021 in Kassel 101.18.1309
	Magistratsvorlage 101.18.1309 - Durchführung der Deutschen Leichtathletik Meisterschaften 2021 in Kassel (exportiert: 21.05.2019)

	3. Pflegefachkräfte 101.18.1300
	Anfrage Koalition 101.18.1300 - Pflegefachkräfte (exportiert: 03.05.2019)
	101.18.1300 Beantwortung der Anfrage (exportiert: 13.06.2019)


	4. Situation der Pflegeheime in der Stadt Kassel 101.18.1301
	Anfrage Koalition 101.18.1301 - Situation der Pflegeheime in der Stadt Kassel (exportiert: 03.05.2019)
	101.18.1301 Beantwortung der Anfrage (exportiert: 13.06.2019)


	5. Teilhabechancengesetz / Programm zum sozialen Arbeitsmarkt 101.18.1302
	Gemeinsamer Antrag Koalition 101.18.1302 - Teilhabechancengesetz / Programm zum sozialen Arbeitsmarkt (aktualisiert: 08.05.2019)




